Zusatzantrag zum Papier „Zur Politik der KPÖ-Wien“ zur 20. Landeskonferenz

Dem Antisemitismus auch in Wien keine Chance. 

Solidarität mit der Israelitischen Kultusgemeinde (IKG)

Übernahme der Sicherheitskosten durch die Stadt Wien (und den Bund)

In einem NS-Nachfolgestaat wie Österreich sind polizeiliche Sicherheitsmaßnahmen für eine jüdische Gemeinde lebensnotwendig. Das belegen die regelmäßigen antisemitisch motivierten Attacken auf jüdische Einrichtungen. Als besonderer Höhepunkt sei hier nur die Anschlagsserie zu Beginn der 80er Jahre erwähnt. Doch auch zu eginn des 21. Jahrhunderts, speziell nach den Anschlägen am 11.09.01, ist eine globale Zunahme von Antisemitismus zu beobachten. Das spiegelt sich z.B. in einer merklichen Zunahme von Attacken gegen die IKG Wien wider. 
Gerade darum ist es unerlässlich, dass die notwendigen und überdurchschnittlich hohen Sicherheitsmaßnahmen von der Republik Österreich getragen werden und zwar sowohl vom Bund, als auch vom Land. Möchte Wien ihren „weltmännischen“ Charakter entsprechen, so muss sie entsprechende Rahmenbedingungen in dieser feindlichen Umwelt schaffen. 

Wien darf nicht zur „Stadt ohne Juden“ werden 
Angesichts der dramatischen Finanzlage der IKG ist wiederum zuallererst der Bund, aber auch die Stadt Wien gefordert. 

Die Restitution geraubten Vermögens muss schleunigst vorangetrieben werden. Auch hier ist die Stadt Wien gefordert. (Das Land NÖ etwa erklärte sich bereit, Kosten für den Wiederaufbau des Badener Tempels zu übernehmen). Seit 1945 wurde nur ein lächerlicher Bruchteil des geraubten Vermögens restituiert. Die jüdische Infrastruktur muss auf eine solide finanzielle Basis gestellt werden. 
Die Koppelung der Rückgabe an eine etwaige Rechtssicherheit muss als Erpressungsversuch zurückgewiesen werden. So genannte Schlussstrichdebatten sind revisionistisch und daher unwürdig und strikt abzulehnen. 
